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jede andere Agenda die Notwendigkeit, in der Politik 
auf Kohärenz zu achten. Sie setzt nicht auf Wohltä-
tigkeit, schrittweise Veränderungen und Schadens-
begrenzung, sondern auf Systemveränderungen und 
somit auf die Bekämpfung der Ursachen für Armut, 
soziale Ausgrenzung und Umweltschädigung. Ist die 
EU bereit für diese Agenda? Die Autorin bezweifelt 
dies und beschreibt zentrale Aspekte eines Transfor-
mationsprozesses, der für eine erfolgreiche Umset-
zung der Agenda erforderlich wäre.

Ein Blick in die Geschichte

Der erste Weltgipfel auf UN-Ebene, bei dem „Um-
welt“ und „Entwicklung“ zusammenkamen, fand 1992 
in Rio de Janeiro statt (UN Conference on Environ-
ment and Development, UNCED). Auf diesem Gipfel 
wurden Abkommen und Prozesse vereinbart, die 
immer noch für jede Agenda nachhaltiger Entwick-
lung wichtig sind. Es folgten 20 Jahre Verhandlungen 
auf Ministerebene. 1992 war somit ein Meilenstein 
für multilaterale Entscheidungsprozesse im Bereich 
nachhaltige Entwicklung. Es war ein historischer 
Moment, bei dem die Staats- und Regierungschefs 
beschlossen, dass unsere gemeinsamen Probleme ge-
meinsame ganzheitliche und globale Lösungen erfor-
dern. Auf nationaler Ebene entstand eine Dynamik, 
nationale Nachhaltigkeitsstrategien zu entwickeln 
und nationale Beratungsgremien einzurichten, in 
denen alle relevanten Akteure an politischen Ent-
scheidungen und an der Umsetzung beteiligt wurden. 
Auf kommunaler Ebene florierten lokale Agenda 
21-Initiativen.

Die Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung mit 
ihren 17 Zielen (Sustainable Development Goals, SDGs) 
und 169 Zielvorgaben ist inzwischen den meisten 
politischen Entscheidungsträgern bekannt. Sie 
ist weltweit gültig, was bedeutet, dass sie auch in 
Europa umfassend umgesetzt werden muss. Für viele 
politisch Verantwortliche in Europa ist dies eine neue 
Situation, denn sie sind es nicht gewohnt, dass die 
Vereinten Nationen (UN) Ziele und Zielvorgaben für 
ihre Innenpolitik festlegen. 

Die Agenda 2030 umfasst die meisten Themen, die 
relevant sind, um eine bessere Welt für die gesam-
te Menschheit zu schaffen und gleichzeitig unseren 
Planeten zu schützen. In ihr steckt das Potenzial für 
einen Paradigmenwechsel, und sie betont stärker als 

Leida Rijnhout

Ist Europa bereit für 
die Agenda 2030 für 
nachhaltige Entwicklung?
… noch nicht

6 | 2016

MDGs SDGs

Entwicklung Nachhaltigkeit

Fokus auf Entwicklungsländer Fokus auf alle Länder

Agenda zu Entwicklungshilfe 
und Handel

Menschenrechte und 
Gerechtigkeit – Neuverteilung 
von Reichtum

Keine Berücksichtigung 
der planetaren Grenzen

Leben in den Grenzen 
unseres Planeten

Umwelt als Luxus
Umwelt als Grundvoraus-
setzung für die Entwicklung 
von Wohlergehen
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Und was folgte in Europa?

Nach UNCED wurde der Stellenwert nachhaltiger 
Entwicklung auf höchster EU-Ebene anerkannt: 
Nachhaltige Entwicklung wurde im Vertrag von Ams-
terdam als übergeordnetes Ziel der EU-Politik aufge-
nommen. Im Juni 2001 beschlossen die Staats- und 
Regierungschefs der EU auf dem Gipfel von Göteborg 
die erste EU-Strategie für nachhaltige Entwicklung 
(EU Sustainable Development Strategy, SDS), die 
auf einem Vorschlag der EU-Kommission beruhte. 
Im Juni 2006, nach einer zweijährigen Konsultati-
onsphase, verabschiedete der Europäische Rat eine 
überarbeitete Fassung der SDS. Er bestätigte nachhal-
tige Entwicklung als grundlegendes Ziel im Rahmen 
des Vertrags von Lissabon. Das waren jedoch nur 
Worte und gute Absichten, denn in Wirklichkeit war 
die SDS nicht von Erfolg gekrönt. Ihr wurde niemals 
so viel Bedeutung und Priorität beigemessen wie der 
Strategie „Europa 2020“, die auf Wirtschaftswachs-
tum ausgerichtet ist. Wachstum blieb wichtiger als 
soziale Rechte, als die Verminderung des Raubbaus 
an den natürlichen Ressourcen des Globalen Südens 
oder ein besserer Umweltschutz. Bis Ende 2011 sollte 
der Europäische Rat darüber entscheiden, wann eine 
umfassende Überarbeitung der SDS vorgenommen 
werden sollte. Dies geschah jedoch nie, da unterneh-
merische Partikularinteressen für die Kommission 
wichtiger waren.

Ein neues Zeitalter? Die Agenda 2030 

Das Ziel einer nachhaltigen Entwicklung erhielt 
durch den Rio+20-Gipfel 2012 neue Impulse. Im 
Abschlussdokument „Die Zukunft, die wir wollen“ 
war auch die Idee enthalten, Ziele für nachhaltige 
Entwicklung zu formulieren. Die UN setzten eine 
Offene Arbeitsgruppe ein, die unter umfassender 
Beteiligung der Zivilgesellschaft und in monatlichen 
Treffen die 17 SDGs (und 169 Zielvorgaben) formu-
lierte. Dieser Prozess, in den alle Akteure einbezogen 
wurden, war insbesondere deshalb sehr hilfreich, 
weil er die Eigenverantwortung im Hinblick auf diese 
Agenda stärkte. Zu einem späteren Zeitpunkt war 
die Entscheidung naheliegend, diesen Prozess mit 
dem Follow-up der Millenniumsentwicklungsziele 
(MDGs) zu verknüpfen, die 2015 auslaufen sollten. 
Es ist aber wichtig festzuhalten, dass die Agenda 
2030 auf dem Rio-Prozess mit seinen bereits interna-
tional verabschiedeten Grundsätzen und politischen 
Empfehlungen basiert. 

Die gute Nachricht ist, dass die Agenda 2030 weit 
über die traditionelle Nord-Süd-Agenda, bei der rei-
che Länder den armen helfen, hinausgeht. Sie erkennt 
stattdessen an, dass ein nicht nachhaltiger Lebensstil 
und eine entsprechende Politik im Globalen Norden 
sich direkt auf die sozialen und ökologischen Belange 
im Globalen Süden auswirken.

Die ökologischen Schulden des Nordens 

Wenn wir die globalen Finanz- und Materialströme 
betrachten, ist nicht von der Hand zu weisen, dass es 
einen Abfluss aus dem Globalen Süden mit seinem 
Rohstoffreichtum in die Industrieländer gibt. Der Le-
bensstil im Globalen Norden fußt auf diesen Ressour-
cen. Die Ressourcenakkumulation seit der Kolonial-
zeit wird als „ökologische Schulden“ (ecological debt) 
bezeichnet. Dieses Konzept wurde erstmals auf der 
UNCED-Konferenz 1992 vorgestellt. Der niederländi-
sche Wirtschaftswissenschaftler Lou Keune berechne-
te den monetären Wert dieser ökologischen Schulden 
und kam zu dem Schluss, dass sich der übermäßige 
Ressourcenverbrauch der Industrieländer auf 5.655 
Mrd. US-$ jährlich belief, was in etwa dem Hundert-
fachen der Summe der öffentlichen Entwicklungshilfe 
entsprach (die damals jährlich 56 Mrd. US-$ betrug). 
Dem Globalen Süden könnte es entsprechend mit 
weniger exportabhängigen Volkswirtschaften besser 
gehen. Denn die Ausbeutung der natürlichen Res-
sourcen dieser Länder und ihrer Territorien zuguns-
ten der Industrieländer blockiert ihre eigene Entwick-
lung und ihre Ernährungssicherheit.  

Die Methodik, für die Natur einen Preis festzusetzen, 
ist zwar umstritten, dennoch ist offensichtlich, dass 
ein aktiver Prozess der Bereicherung und Verarmung 
stattfindet, mit dem man sich dringend befassen 
muss. Wie dies geschehen soll, ist die große Heraus-
forderung für die EU. Bereits vorliegende politische 
Vorschläge wie das Modell der Kreislaufwirtschaft 
sind ein Schritt in die richtige Richtung, reichen 
jedoch bei weitem nicht aus, um die erforderlichen 
Ziele zu erreichen. 

Die EU als Entwicklungsregion 

Die EU gehört zwar zu den Regionen mit dem höchs-
ten Lebensstandard weltweit, für viele Menschen ist 
ihre individuelle Situation jedoch nicht optimal und 
muss verbessert werden. Hohe Arbeitslosigkeit und 
Armut untergraben das soziale Fundament und die 
Glaubwürdigkeit der EU. Nach Angaben der Europä-
ischen Kommission (COM(2014) 130 final/2) wuchs 
die Anzahl der Menschen, die in der EU von Armut 
bedroht sind, von 2009 bis 2013 um 10 Mio. auf 124 
Mio. Gleichzeitig hat die Ungleichheit in der Einkom-
mensverteilung zugenommen: Im Jahr 2012 erzielten 
die oberen 20% ein Einkommen, das im Durchschnitt 
um den Faktor 5,1 über dem Einkommen der unteren 
20 % lag. Die Arbeitslosenquote stieg von 7,1% im 
Jahr 2008 auf 10,9% im Jahr 2013. 

Auch in Gesundheitsfragen lässt sich ein ähnlich 
negatives Bild zeichnen. Die Anzahl der Menschen, 
die an chronischen Krankheiten wie Diabetes, Asthma 
und Demenz leiden, nimmt ständig zu. Mehr als 
die Hälfte der europäischen Bevölkerung (52%) ist 
übergewichtig, 17% sind fettleibig, ein Drittel der Ar-
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beitnehmer leidet unter Depressionen und 83% unter 
Isolation und Einsamkeit, verursacht durch Arbeits-
stress. Luftverschmutzung entwickelt sich derzeit zur 
häufigsten Todesursache in Europa. 

Auch innereuropäische Themen wie beispielswei-
se die Verbesserung der Arbeitsbedingungen, gute 
Bildung und Gesundheitsversorgung sind deshalb für 
die Agenda 2030 von zentraler Bedeutung, wenn wir 
Europa zu einer Region mit mehr sozialer Gerechtig-
keit machen wollen, in der sich niemand ausgegrenzt 
fühlt. Außerdem muss sich Europa um seinen ökolo-
gischen Fußabdruck kümmern, was unter anderem 
bedeutet, den Ressourcenverbrauch absolut betrach-
tet um mindestens 80% zu verringern. Das Gleiche 
gilt für CO2-Emissionen.

Was können wir von der EU erwarten? 

Die EU-Strategie „Europa 2020“ gilt als wichtigs-
te Strategie, um die Entwicklung Europas auf eine 
intelligente, nachhaltige und integrative Wirtschaft 
auszurichten. Bei genauerem Hinsehen muss man 
jedoch feststellen, dass „Europa 2020“ im Hinblick 
auf Nachhaltigkeit stark fragmentiert ist und von 
unternehmerischen Partikularinteressen bestimmt 
wird. Der Fokus liegt eindeutig auf Wettbewerb und 
Wirtschaftswachstum. Die externe Dimension und die 
Anerkennung der Grenzen unseres Planeten fehlen 
völlig. Die zehn „Prioritäten“ von Kommissionspräsi-
dent Juncker sind noch beschränkter und haben noch 
weniger Bezug zu Nachhaltigkeit. 

Die entscheidende Aufgabe für die EU ist es daher, 
eine echte Strategie zur Umsetzung aller 17 SDGs und 
169 Zielvorgaben zu entwickeln. Diese Zielvorgaben 
müssen konkretisiert und in Zusammenhang ge-
bracht werden. Bei einigen Zielen kann die EU bereits 
Erfolge aufweisen (z.B. in den Bereichen Bildung und 
Arbeitsnormen sowie im Wasser- und Abwassersek-
tor). Eine Analyse der Defizite, die im Auftrag des 
Vizepräsidenten Timmermans durchgeführt wird, soll 
Widersprüchlichkeiten aufdecken und Politikbereiche 
aufzeigen, in denen die EU ihre Bemühungen noch 
verstärken muss. Die Ergebnisse werden für Ende 
November 2016 erwartet. Aber bereits jetzt lässt sich 
sagen, dass mehrere Politikfelder der EU mit der 
Agenda 2030 nicht kompatibel sind. Im Folgenden 
werden die wichtigsten Bereiche beschrieben, in 
denen grundlegende Veränderungen stattfinden müs-
sen, damit die EU die Agenda 2030 umsetzen kann.

Das Problem externer Auswirkungen 

Kohärenz der internen und externen Politik ist von 
entscheidender Bedeutung. Die grenzübergreifenden 
Auswirkungen der europäischen Innenpolitik sollten 
daher mitberücksichtigt werden. In diesem Bereich 
gibt es viel zu tun, denn es ist klar, dass die Konsum- 
und Produktionsmuster in Europa dem Globalen 
Süden schaden. Wie bereits oben erläutert, kommen 

die meisten natürlichen Ressourcen, die wir nutzen, 
aus Ländern außerhalb Europas. Allein für landwirt-
schaftliche Produkte und Dienstleistungen braucht 
die EU 269 Mio. Hektar Fläche. 43% davon liegen 
außerhalb der Grenzen Europas. Europa nutzt dieses 
Land, das oft durch Landaneignung vereinnahmt 
wurde, um seine Tiere zu füttern sowie für andere, 
nicht der Ernährung dienenden Zwecke wie Bioener-
gie, Baumwolle und Biokunststoffe. Diese Flächen 
können nicht für die lokale Nahrungsmittelproduk-
tion verwendet werden. Hinzu kommt, dass diese 
exportorientierte Landwirtschaft oft mit Erosion, 
Wasserentnahme, dem Verlust von Artenvielfalt und 
der Vertreibung der ortsansässigen Bevölkerung 
einhergeht. Diese „externen Auswirkungen“ des 
europäischen Lebensstils sind absolut unvereinbar 
mit Armutsbekämpfung und Ernährungssicherheit im 
Globalen Süden. Die EU sollte in einem ersten Schritt 
Zielvorgaben für den Flächen- und Wasserverbrauch 
und für die Verringerung des CO2-Fußabdrucks 
beschließen und gleichzeitig ein Instrumentarium zu 
deren Bewertung und Überwachung einführen. 

Außerdem wäre eine Verlagerung der Besteuerung 
von Arbeitskraft hin zu einer Besteuerung von 
Ressourcenverbrauch ein Anreiz, weniger in ressour-
cenintensive Produkte zu investieren, und es würden 
auch mehr Arbeitsplätze geschaffen. Die Zielvorgaben 
für Biokraftstoffe als Alternative zu fossilen Brenn-
stoffen sollten niedriger angesetzt werden. Für Bio-
kraftstoffe wird zu viel fruchtbarer Boden verbraucht, 
der für die Produktion von Nahrungsmitteln genutzt 
werden sollte. Stattdessen sollte mehr Wert auf Ener-
gieeffizienz und -suffizienz gelegt werden. 

Finanz- und Steuerpolitik 

Europa sollte konsequenter gegen illegale Finanz-
ströme, geheime Steuerabsprachen und Steueroasen 
vorgehen. Anhand von „Lux Leaks“ und der Panama-
Papiere konnte die Beteiligung europäischer Unter-
nehmen eindeutig nachgewiesen werden, ebenso wie 
die Politik der Bevorzugung dieser Unternehmen 
durch Mitgliedstaaten, damit sie keine Steuern zahlen 
müssen. Die Handels- und Entwicklungskonferenz 
der Vereinten Nationen (UNCTAD) schätzt, dass die 
Entwicklungsländer durch Steuerhinterziehung von 
Unternehmen jährlich mindestens 100 Mrd. € Verlus-
te hinnehmen müssen. 

Governance für nachhaltige Entwicklung 

Um nachhaltige Entwicklung zu erreichen, kann man 
nicht einfach so weiter machen wie bisher. Die EU 
und auch nationale Regierungen müssen eine andere 
Staats- und Regierungsführung entwickeln, dabei die 
richtigen Prioritäten setzen, und die Entscheidungs-
findung muss auf Grundlage eines ganzheitlichen, 
kohärenten Konzepts und unter umfassender Beteili-
gung zivilgesellschaftlicher Organisationen erfolgen. 
Nachhaltige Entwicklung bedeutet einen Paradigmen-
wechsel im Denken und Handeln. Insbesondere weil 
die Agenda 2030 im Hinblick auf unfaire Machtver-
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hältnisse hochpolitisch ist und eine Umverteilung von 
Reichtum favorisiert, sollten mehr Demokratie und 
Transparenz institutionell verankert werden. 

Es ist erforderlich, dass im Rahmen der Europäischen 
Kommission eine Struktur zwischen den verschiede-
nen Generaldirektionen geschaffen wird, die die ge-
samte Politik auf Kohärenz überprüft. Ein Instrumen-
tarium zur Nachhaltigkeitsprüfung sollte entwickelt 
werden, und gemeinsame politische Maßnahmen 
könnten gefördert werden. Auf Ratsebene sind bereits 
Erfahrungen mit sogenannten „Jumbo“-Tagungen 
zur Außenvertretung gemacht worden, bei denen 
die Umwelt- und Entwicklungsministerien über ihre 
gemeinsamen Positionen zur SDG-Agenda auf UN-
Ebene diskutieren. Dieses Verfahren sollte auf andere 
Jumbo-Treffen zwischen den Außen-, Handels- und 
Umweltministerien ausgeweitet werden, damit auch 
Kohärenz im innenpolitischen Bereich gewährleistet 
werden kann. 

Die Beteiligung der Zivilgesellschaft ist für eine er-
folgreiche Umsetzung der Agenda 2030 von entschei-
dender Bedeutung. Daher sollte eine offene, trans-
parente Struktur geschaffen werden, um eine solche 
Teilhabe zu erleichtern. Sie sollte auf dem Prinzip 
der Selbstorganisation basieren und alle relevanten 
Akteure miteinbeziehen. Zurzeit ist der Europäische 
Wirtschafts- und Sozialausschuss (EWSA) für diesen 
Zweck ungeeignet, da darin nicht viele Gruppen 
vertreten sind. Über 80 zivilgesellschaftliche Orga-
nisationen haben sich zusammengeschlossen und 
Mitte Oktober “SDG Watch Europe” gegründet. Sie 
alle haben sich zum Ziel gesetzt, die Agenda 2030 
Wirklichkeit werden zu lassen. 

Unbegrenztes Wirtschaftswachstum auf einem 
begrenzten Planeten? 

Es ist unmöglich, das Streben nach unendlichem 
Wachstum, wie es in der Strategie „Europa 2020“ 
zum Ausdruck kommt, mit sozialer und ökologischer 
Gerechtigkeit zu vereinbaren. Das ist der Hauptgrund, 
weshalb wir neu über die Zukunft Europas nachden-
ken sollten, und zwar auf der Basis von Nachhaltigkeit 
innerhalb und außerhalb seiner Grenzen. Die Agenda 
2030 verleiht diesem Ansinnen politisches Gewicht. 
Die Fokussierung auf den Übergang zu einem neuen 
Wirtschaftsmodell im Sinne einer Postwachstumsge-
sellschaft ist dabei die einzige Option. Dies bedeutet, 
dass ein Vorschlag für eine Zukunft erarbeitet werden 
muss, in der Wirtschaft und Gesellschaft nicht mehr 
von der Notwendigkeit grenzenlosen Wachstums des 
Bruttoinlandsprodukts (BIP) abhängig sind. Statt-
dessen sollte sich der Schwerpunkt auf Wohlbefin-
den, die Neuverteilung von Reichtum und eine faire 
Nutzung von Ressourcen verlagern. Das bedeutet eine 

politische Umorientierung auf eine Politik, die auch 
die externen Auswirkungen unseres Konsums und 
unserer Produktionsmuster mitberücksichtigt. Es be-
deutet auch eine Neuausrichtung von Investitionen: 
eine nachhaltigere Infrastruktur und Raumplanung, 
die beispielsweise ein nachhaltiges Verkehrswesen 
möglich macht, ebenso wie Forschung und Innova-
tion, um andere Geschäftsmodelle zu fördern, die 
Sharing, Leasing und Reparaturen ermöglichen.

Ein neues Narrativ für Europa 

Eine positivere europäische Agenda zur Umsetzung 
der SDGs, die Wohlergehen und demokratische Teil-
habe für alle Bürger gewährleistet, wäre auch hilf-
reich, um Euroskeptiker davon zu überzeugen, wieder 
an eine Zusammenarbeit auf europäischer Ebene zu 
glauben – eine Zusammenarbeit, bei der Solidarität, 
Menschenrechte und Umweltschutz als zentrale Wer-
te betrachtet werden. Die EU und ihre Mitgliedstaa-
ten müssen politische Führungsstärke zeigen, um die 
Umsetzung der Agenda 2030 weiter voranzutreiben. 
Sie müssen interne Prozesse in Gang setzen, damit 
Entscheidungsfindung kohärenter und ganzheitlicher 
abläuft. Dafür müssen sie ihre Komfortzone verlassen 
und die richtigen Prioritäten setzen. 
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